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 1. ermächtigt die Militärbeobachter der Vereinten Na-
tionen, die Entmilitarisierung der Halbinsel Prevlaka im Ein-
klang mit den Resolutionen 779 (1992) und 981 (1995) so-
wie den Ziffern 19 und 20 des Berichts des Generalsekretärs 
vom 13. Dezember 19956 bis zum 15. Juli 1998 weiter zu 
überwachen; 

 2. begrüßt die Maßnahmen, welche die Parteien zur 
Annahme der von den Militärbeobachtern der Vereinten Na-
tionen vorgeschlagenen praktischen Möglichkeiten zum Ab-
bau von Spannungen und zur Verbesserung der Sicher-
heitslage in dem Gebiet ergriffen haben, und fordert die Par-
teien auf, in dieser Hinsicht weitere Fortschritte zu erzielen; 

 3. erneuert seine Aufforderung an die Parteien, alle 
Verstöße gegen die Entmilitarisierungsregelungen in den 
von den Vereinten Nationen festgelegten Zonen zu unterlas-
sen, mit den Militärbeobachtern der Vereinten Nationen voll 
zusammenzuarbeiten und ihre Sicherheit und Bewegungs-
freiheit zu gewährleisten; 

 4. fordert die Parteien nachdrücklich auf, ihre gegen-
seitig eingegangenen Verpflichtungen einzuhalten und das 
Abkommen über die Normalisierung der Beziehungen zwi-
schen der Republik Kroatien und der Bundesrepublik Jugo-
slawien vom 23. August 19965 vollinhaltlich durchzuführen; 

 5. bekundet seine Unterstützung für die Verpflichtung 
der Parteien auf eine Verhandlungslösung der Prevlaka-
Streitfrage im Einklang mit Artikel 4 des in Ziffer 4 genann-
ten Abkommens; 

 6. fordert die Parteien nachdrücklich auf, nach Treu 
und Glauben und ohne Verzug konkrete Schritte zur Beile-
gung der Prevlaka-Streitfrage auf dem Verhandlungswege 
zu unternehmen; 

 7. ersucht den Generalsekretär, dem Rat bis zum 
5. Juli 1998 einen Bericht über die Situation auf der Halbin-
sel Prevlaka und insbesondere darüber vorzulegen, welche 
Fortschritte die Republik Kroatien und die Bundesrepublik 
Jugoslawien im Hinblick auf eine Regelung erzielt haben, 
durch die ihre Meinungsverschiedenheiten auf friedlichem 
Wege beigelegt würden; 

 8. ersucht die Militärbeobachter der Vereinten Natio-
nen und die vom Rat in Resolution 1088 (1996) vom 12. De-
zember 1996 genehmigte multinationale Stabilisierungs-
truppe, voll zusammenzuarbeiten; 

 9. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt zu 
bleiben. 

Auf der 3847. Sitzung einstimmig verabschiedet. 

 

                      
6 Ebd., Fiftieth Year, Supplement for October, November and December 
1995, Dokument S/1995/1028. 

Beschlüsse 

 Am 13. Januar 1998 richtete der Präsident des Sicher-
heitsrats das folgende Schreiben an den Generalsekretär7: 

  "Ich beehre mich, Ihnen mitzuteilen, daß Ihr Schrei-
ben vom 8. Januar 1998 betreffend die Ernennung von 
Souren Seraydarian (Syrische Arabische Republik) zum 
Beauftragten des Generalsekretärs und Leiter der Unter-
stützungsgruppe und des Verbindungsbüros der Verein-
ten Nationen in Zagreb8 den Mitgliedern des Si-
cherheitsrats zur Kenntnis gebracht worden ist. Sie sind 
mit der in Ihrem Schreiben geäußerten Absicht einver-
standen." 

 Auf seiner 3854. Sitzung am 13. Februar 1998 beschloß 
der Rat, den Vertreter Kroatiens einzuladen, ohne Stimm-
recht an der Erörterung des folgenden Punktes teilzunehmen: 

 "Die Situation in Kroatien 

  Bericht des Generalsekretärs über die Übergangs-
verwaltung der Vereinten Nationen für Ostslawonien, die 
Baranja und Westsirmien (S/1998/59)1". 

 Auf derselben Sitzung gab der Präsident im Anschluß an 
Konsultationen unter den Mitgliedern des Sicherheitsrats im 
Namen des Rates die folgende Erklärung ab9: 

   "Der Sicherheitsrat vermerkt mit Genugtuung, daß 
die Übergangsverwaltung der Vereinten Nationen für 
Ostslawonien, die Baranja und Westsirmien, wie vom 
Generalsekretär in seinem Bericht vom 22. Januar 199810 
beschrieben, ihre Mission erfolgreich zum Abschluß ge-
bracht hat. Die im Laufe dieses multifunktionalen Einsat-
zes gesammelten Erfahrungen können sich in ähnlichen 
Situationen in der Zukunft als nützlich erweisen. 

  Der Rat würdigt die von der Regierung der Repu-
blik Kroatien gezeigte Entschlossenheit, ihr umfassendes 
Programm der nationalen Aussöhnung umzusetzen, und 
unterstreicht die Notwendigkeit kontinuierlicher Fort-
schritte in dieser Hinsicht. Der Rat sieht sich außerdem 
ermutigt durch Anzeichen dafür, daß sich die der serbi-
schen Volksgruppe angehörenden Bürger der Region in 
zunehmendem Maße am politischen Leben Kroatiens be-
teiligen, und unterstreicht, wie wichtig weitere Anstren-
gungen der Regierung der Republik Kroatien sind, die 
volle Beteiligung der serbischen Minderheit am politi-
schen Leben des Landes sicherzustellen, indem unter an-
derem rasch Finanzmittel für den Gemeinsamen Rat der 
Gemeinden bereitgestellt werden. 

  Der Rat stellt fest, daß trotz des positiven Ab-
schlusses der Übergangsverwaltung der Vereinten Natio-

                      
7 S/1998/30.  
8 S/1998/29. 
9 S/PRST/1998/3. 
10 Official Records of the Security Council, Fifty-third Year, Supplement for 
January, February and March 1998, Dokument S/1998/59. 
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nen für Ostslawonien, die Baranja und Westsirmien und 
der von der Regierung der Republik Kroatien unternom-
menen Anstrengungen, insbesondere auch ihres Ersu-
chens um die Aufstellung der Zivilpolizeiunterstützungs-
gruppe, noch viel zu tun bleibt. Die Regierung der Repu-
blik Kroatien ist auch weiterhin für die Rechte und die 
Sicherheit der Mitglieder aller ethnischen Gruppen in-
nerhalb der Republik Kroatien verantwortlich und ist 
weiterhin an ihre Verpflichtungen und Zusagen nach dem 
Grundabkommen über die Region Ostslawonien, Baranja 
und Westsirmien11 und anderen internationalen Überein-
künften gebunden. Der Rat fordert die Regierung der Re-
publik Kroatien in dieser Hinsicht auf, sich verstärkt um 
die Förderung der vollen Wiedereingliederung der Regi-
on zu bemühen und dabei insbesondere Eigentumsfragen 
und andere Probleme zu lösen, die die Rückkehr der 
Flüchtlinge und Vertriebenen behindern, die Menschen-
rechte zu schützen, indem sie namentlich in Fällen von 
Drangsalierung einschreitet, sämtliche Ungewißheiten 
hinsichtlich der Anwendung des Amnestiegesetzes zu be-
seitigen und durch entsprechende Maßnahmen das Ver-
trauen der Öffentlichkeit in die kroatische Polizei zu 
stärken. 

  In diesem Zusammenhang verweist der Rat nach-
drücklich auf die Schlüsselrolle, die der Organisation für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa in der gesam-
ten Republik Kroatien, einschließlich der Donauregion, 
zukommt. Der Rat unterstützt mit Nachdruck eine mög-
lichst enge Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Na-
tionen und der Organisation für Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa, insbesondere zwischen der Mission 
dieser Organisation und der Unterstützungsgruppe und 
anderen Büros und Organisationen der Vereinten Natio-
nen in der Republik Kroatien, wie vom Generalsekretär 
vorgesehen, und legt der Unterstützungsgruppe und der 
Mission zu diesem Zweck nahe, einander voll unterrich-
tet zu halten. 

  Der Rat bekundet den Männern und Frauen der 
Übergangsverwaltung seine Hochachtung für ihre Ein–
satzbereitschaft und spricht insbesondere den Über-
gangsadministratoren und den Truppenkommandeuren 
seinen Dank aus für die Art und Weise, in der sie die 
Übergangsverwaltung geführt haben." 

 Auf seiner 3859. Sitzung am 6. März 1998 beschloß der 
Rat, den Vertreter Kroatiens einzuladen, ohne Stimmrecht an 
der Erörterung des Punktes "Die Situation in Kroatien" teil-
zunehmen. 

 Auf derselben Sitzung gab der Präsident im Anschluß an 
Konsultationen unter den Mitgliedern des Sicherheitsrats im 
Namen des Rates die folgende Erklärung ab12: 

                      
11 Ebd., Fiftieth Year, Supplement for October, November and December 
1995, Dokument S/1995/951. 
12 S/PRST/1998/6. 

  "Der Sicherheitsrat bekundet seine Besorgnis dar-
über, daß die kroatische Regierung die Verpflichtungen 
nicht einhält, die sie mit dem Grundabkommen über die 
Region Ostslawonien, Baranja und Westsirmien11, dem 
Schreiben der kroatischen Regierung vom 13. Januar 
199713 und dem Übereinkommen vom 23. April 1997 
zwischen der Übergangsverwaltung der Vereinten Natio-
nen für Ostslawonien, die Baranja und Westsirmien, dem 
Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten 
Nationen und der kroatischen Regierung betreffend die 
Rückkehr der Flüchtlinge und Vertriebenen eingegangen 
ist. Der Rat stellt fest, daß die allgemeine Sicherheitslage 
in der Donauregion weiter relativ stabil ist, er ist jedoch 
besonders besorgt über das Zunehmen der Fälle von 
Drangsalierung und Einschüchterung der serbischen Ge-
meinschaft in der Region und über das Versäumnis der 
kroatischen Regierung, den Prozeß der nationalen Aus-
söhnung auf Lokalebene wirksam umzusetzen. Diese be-
sorgniserregende Situation sowie die jüngsten Erklärun-
gen der kroatischen Behörden lassen Zweifel an der Ent-
schlossenheit der Republik Kroatien aufkommen, Ange-
hörige der serbischen Volksgruppe und anderer Minder-
heiten als vollwertige und gleichberechtigte Mitglieder 
der kroatischen Gesellschaft einbeziehen zu wollen. 

  Der Rat fordert die kroatische Regierung unter 
Hinweis auf die Erklärung seines Präsidenten vom 
13. Februar 19989 und nach Kenntnisnahme des Schrei-
bens des Ständigen Vertreters der Republik Kroatien bei 
den Vereinten Nationen vom 5. März 199814 auf, ihre 
Entschlossenheit zur vollinhaltlichen Erfüllung ihrer 
Verpflichtungen aus dem Grundabkommen und den an-
deren Vereinbarungen öffentlich zu bekräftigen und 
durch ihre Taten unter Beweis zu stellen, namentlich 
durch Fortschritte bei der nationalen Aussöhnung auf al-
len Ebenen. Der Rat fordert die kroatische Regierung 
insbesondere auf, rasche und unzweideutige Maßnahmen 
zur Gewährleistung der Sicherheit und der Rechte aller 
Bürger Kroatiens zu ergreifen und bei der serbischen 
Gemeinschaft in ganz Kroatien Vertrauen zu bilden, in-
dem sie unter anderem die zugesagten Mittel für den 
Gemeinsamen Rat der Gemeinden bereitstellt. Diese 
Maßnahmen sollen Vorkehrungen zur Schaffung von 
Bedingungen umfassen, die den örtlichen Serben den 
Verbleib in der Region erlauben, die Rückkehr der 
Flüchtlinge und Vertriebenen erleichtern und die zugrun-
deliegenden praktischen und wirtschaftlichen Probleme 
angehen, die einer Rückkehr im Wege stehen. Der Rat 
fordert die kroatische Regierung auf, klare Verfahren für 
die Ausstellung von Ausweisen an Flüchtlinge aus Kroa-
tien zu schaffen; einen ausgewogenen Plan für eine lan-
desweite Rückkehr in beide Richtungen aufzustellen; ihre 
Amnestiegesetzgebung voll und fair umzusetzen; rasch 
zu handeln, um gerechte Gesetze betreffend Eigentums- 

                      
13 Official Records of the Security Council, Fifty-second Year, Supplement 
for January, February and March 1997, Dokument S/1997/27, Anlage. 
14 Ebd., Fifty-third Year, Supplement for January, February and March 
1998, Dokument S/1998/197. 
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